
der eignen Familie werden durch ein-
prägsame Schauspielleistungen dem 
Publikum verdeutlicht. Vielen Her-
ausforderungen und aussichtlosen 
Situationen müssen sich Demenz-
Erkrankte sowie Angehörige und 
Pflegepersonal stellen. Durch die 
Darstellung der Beziehung von Vater 
und Sohn und der Belastung durch 
die Krankheit erhielt man einen 
gezielten Einblick in die Schwierig-
keiten bei der Betreuung eines an 
Demenz erkrankten Menschen. Und 
genau dazu dient das Stück. Es soll 
zu mehr Unterstützung und Auf-
merksamkeit in der Gesellschaft bei-
tragen.
Im Anschluss an das Stück standen 
die Schauspieler, der Regisseur Dirk 

Quo vadis, Klinik­
strafbarkeit?

Arzthaftpflichtprozesse und Strafver-
fahren weisen oft das gleiche Muster 
auf. Während der den Patienten 
direkt betreuende Arzt zivil- und 
strafrechtlich in vorderster Reihe 
steht und strafrechtlich fast aus-
schließlich als vermeintlicher Haupt-
täter sanktioniert wird, spielt der 
Krankenhausträger oder die dahinter 
stehenden Kapitalgesellschaften, Mit
glieder der Verwaltung im Kranken-
haus, Verwaltungsdirektoren, Kauf-
männische Geschäftsführer und ver-
gleichbare Führungskräfte zumindest 
in Strafverfahren häufig keine Rolle. 

„Patientenferne Entscheider“ [1] be
einflussen aber aufgrund von poli-
tisch gewollten Anreizen, veränder-
ten Strukturen in einer durchökono-
misierten Medizin, einem Optimie-
rungsdruck in renditeorientierten 
Klinikkonzernen aber auch allgemei-
nen Sparzwängen in öffentlich recht-
lich organisierten Häusern die medi-
zinische Betreuung von Patienten. Es 
werden auf diese Weise ökonomisch 
bedingte Rahmenbedingungen ge
schaffen, die das Risiko von ärztli-
chen Fehlbehandlungen erhöhen 
können. 
Zivilrechtlich haften grundsätzlich  
die Krankenhäuser beziehungsweise 
deren Träger als Vertragspartner des 

Strobel und der Produktionsleiter 
Walter Henckel für eine Diskussion 
zur Verfügung. Die Resonanz der 
Zuschauer war positiv geprägt. Sie 
beteiligten sich interessiert und offen 
an den Gesprächen und äußerten 
ihre Meinungen. Im Publikum wurde 
die Frage nach der Aufnahme von 
Betroffenen, die das Stück zu sehen 
bekamen, gestellt. Die Antwort der 
Regie und Produktionsleitung war, 
dass sie oftmals von der Leitung der 
angefragten Einrichtungen Ableh-
nung für die Aufführung erhielten. 
Man befürchtete eine zu große seeli-
sche Belastung. War ihnen jedoch 
die Chance gegeben, das Stück zu 
spielen, dann erhielten sie auch posi-
tives Feedback von der Pflegeeinrich-

Behandlungsvertrages bei Vorliegen 
der rechtlichen Voraussetzungen. 
Verklagt wird regelmäßig aber auch 
der handelnde Arzt im Rahmen des 
Deliktsrechts. In den Fällen des soge-
nannten Übernahmeverschuldens 
liegt die Hauptlast haftungsrechtli-
cher Folgen sogar allein auf den 
Schultern des handelnden ärztlichen 
Kollegen, wobei diese nicht selten 
Ärzte in Weiterbildung sind. 

Ein Übernahmeverschulden liegt vor, 
wenn ein Arzt bei Übernahme einer 
Behandlung erkennen musste, dass 
er die Grenzen des jeweiligen Fach-
bereichs, der persönlichen Fähigkei-
ten, der technisch-apparativen Aus-
stattung oder der Organisations-
struktur überschreitet. Das Bürgerli-
che Gesetzbuch (BGB) regelt mit  
§ 630 h Abs. 4, dass in den Fällen, in 
denen ein Behandler für die von ihm 
vorgenommene Behandlung nicht 
befähigt ist, vermutet wird, dass die 
mangelnde Befähigung für den Ein-
tritt der Verletzung des Lebens, des 
Körpers oder der Gesundheit ursäch-
lich war. Es kommt also zur Beweis-
lastumkehr im Arzthaftpflichtprozess. 
So kommt es zur zivilrechtlichen 
Hauptverantwortlichkeit des primär 
handelnden Arztes, wenn ihm orga-
nisatorische Missstände in der Klinik 
bekannt waren, er aber dennoch 
grob fahrlässig ohne Einhaltung der 
ärztlichen Standards gehandelt hat. 

tungsleitung. Reaktionen sind das 
Ziel, und wenn es nur der Ausruf 
einer dementen Seniorin ist: „Der 
bekommt doch nichts mehr mit!“ 
Sie hat gezeigt, dass sie sehr wohl 
noch beteiligt und emotional ange-
sprochen ist. 
 
Die Zuschauer empfanden die Insze-
nierung des Stückes als eine inno
vative Möglichkeit, das Thema 

„Demenz“ mehr ins öffentliche Licht 
zu rücken und auch jüngere Genera-
tionen auf diese Problematik im Alter 
aufmerksam zu machen. 

Anna Josefine Ryssel
Presse- und Öffentlichkeitsarbeit

Unter Umständen kommt es zu 
Regressansprüchen (Rückgriffsforde-
rungen gegenüber dem Arbeitneh-
mer).

Missstände müssen daher vorab 
deutlich zum Ausdruck gebracht wer
den. Die sogenannte Überlastungs-
anzeige dient dazu, dem Arbeitgeber 
beziehungsweise den Führungskräf-
ten Mängel zu verdeutlichen (zum 
Beispiel unzureichende personelle 
Besetzung) mit dem Ziel, Änderun-
gen zu erreichen. Der Arbeitnehmer 
bleibt jedoch grundsätzlich in der 
Pflicht, seine Dienstleistung unter 
Berücksichtigung der Weisungen mit 
der erforderlichen Sorgfalt zu erbrin-
gen. 

Während bei nachgewiesenem Orga-
nisationsverschulden durchaus auch 
eine zivilrechtliche Haftung überge-
ordnet Verantwortlicher, zum Bei-
spiel des Krankenhaus-Geschäftsfüh-
rers in Betracht [2] kommt, bleiben 
Kliniken und „Patientenferne Ent-
scheider“ strafrechtlich bisher weit-
gehend unberührt.

Grundsätzlich kann sich zwar jeder 
als Nebentäter einer fahrlässigen 
Körperverletzung oder Tötung straf-
bar machen. Die Schädigung muss 
dabei pflichtwidrig herbeigeführt 
worden sein, obwohl ein persönli-
cher Kontakt mit dem Patienten 
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nicht notwendig ist. Allerdings ist der 
Nachweis erforderlich, dass der Pati-
ent bei standardgerechtem Vorge-
hen mit an Sicherheit grenzender 
Wahrscheinlichkeit körperlich nicht 
zu Schaden gekommen oder gestor-
ben wäre. Ob ein beschuldigter Arzt 
im Strafverfahren allerdings tatsäch-
lich gut beraten wäre, nachhaltig auf 
strukturelle Mängel seines Kranken-
hauses hinzuweisen, darf bezweifelt 
werden, weil eine solche Botschaft 
an das Gericht maximal schuldmin-
dernde Auswirkungen haben kann. 
Bei allzu drastischer Schilderung wird 
es wohl eher im Sinne des Übernah-
meverschuldens zu seinen Lasten 
gewertet werden, weil die Tat dann 
im Lichte der bewussten Fahrlässig-
keit oder gar dem bedingten Vorsatz 
gesehen werden muss. Gerade lei-
tende Ärzte sollten sich daher immer 
bezüglich organisatorischer Prob-
leme eng mit ihrem Träger abstim-
men.

Bezüglich dieses Organisationsver-
schuldens kann sich aber eine juristi-
sche Person wie ein Krankenhaus 
oder dessen Träger nicht strafbar 
machen. Lediglich eine Ordnungs-
widrigkeit könnte vorliegen (§§ 30 
und 130 OWiG).

So forderte der 119. Deutsche Ärzte-
tag im Jahre 2016 die Bundesregie-
rung auf, die Tätereigenschaft im 
Strafrecht auf Institutionen auszu-
dehnen, die Gesundheitsleistungen 
im eigenen Namen anbieten und 
erbringen lassen. Als Vorbild diente 
der sogenannte „corporate mans-
laughter and corporate homicide act 
2007“, der in Großbritannien alle 
Unternehmen betrifft. Danach kön-
nen Unternehmen strafrechtlich 
belangt werden, wenn grobe Orga-
nisationsfehler zu einem tödlichen 
Ausgang führen. Vorgesehen sind 
drei Sanktionsarten: Geldstrafe, Ver-
pflichtung zur Veröffentlichung des 
Verschuldens und Strafe sowie Ver-
pflichtung zur Implementierung von 
Compliance-Maßnahmen. Auch in 
Österreich existiert ein ähnliches 
Gesetz, das Verbandsverantwortlich-
keitsgesetz.
Die Idee ist auch in Deutschland 
nicht ganz neu. Im Jahre 2013 

wurde in Nordrhein-Westfalen der 
Gesetzesvorschlag eines Verbands-
strafgesetzbuches entwickelt [3]. Der 
Gesetzesentwurf sah eine strafrecht-
liche Haftung von juristischen Perso-
nen, nicht rechtsfähigen Vereinen 
und rechtsfähigen Personengesell-
schaften des privaten und öffentli-
chen Rechts vor. Sanktionen sollten 
möglich sein, wenn Entscheidungs-
träger, zum Beispiel vertretungsbe-
rechtigte Organe und Gesellschafter 
oder Personen, die eine entspre-
chende Leitungsfunktion verant-
wortlich wahrnehmen, in Wahrneh-
mung der Angelegenheiten eines 
Verbandes vorsätzlich oder fahrlässig 
eine verbandsbezogene Zuwider-
handlung begehen. Eine Verbands-
strafe sollte somit an Verfehlungen 
verantwortlicher Personen anknüp-
fen, wozu auch die unzureichende 
Überwachung der Geschäftsführung 
oder fehlende Ausübung von Kont-
rollbefugnissen zählen kann.

Als Verbandsstrafen waren die Ver-
bandsgeldstrafe, die Verbandsver-
warnung mit Strafvorbehalt sowie 
die öffentliche Bekanntmachung der 
Verurteilung vorgesehen. Als Ver-
bandsmaßregeln wurden der Aus-
schluss von Subventionen, der Aus-
schluss von der Vergabe öffentlicher 
Aufträge sowie die Verbandsauflö-
sung vorgeschlagen. Der Entwurf 
sah eine Höchstgeldstrafe von zehn 
Prozent des Jahresumsatzes (!) vor. 
Die Verbandsstrafbarkeit erforderte 
nicht, dass eine natürliche Person 
selbst wegen einer Straftat oder Ord-
nungswidrigkeit zur Verantwortung 
gezogen wird. Vielmehr sollte der 
Vorwurf in der mangelhaften Perso-
nalauswahl oder im unzureichenden 
Aufgabenzuschnitt auf der Leitungs-
ebene des Verbandes bestehen.
Weiterhin sollte ein vorsätzliches 
oder fahrlässiges Aufsichts- oder 
Überwachungsverschulden eines Ent-
scheidungsträgers eine Verbands-
straftat begründen. Damit würde 
dieser Tatbestand unmittelbar an die 
Organisation des Verbandes anknüp-
fen, indem das Unterlassen von Auf-
sichtsmaßnahmen als Tatbestands-
merkmal aufgenommen wurde.
Die Einführung einer Strafbarkeit 
von juristischen Personen begegnete 
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seit Bekanntwerden des Gesetzes-
entwurfs von Beginn an überwiegen-
der Fundamentalkritik. Die Kritiker 
der Verbandsstrafbarkeit gehen da
von aus, dass auch in einem gegen 
den Verband gerichteten Strafverfah-
ren der Schuldgrundsatz gelten 
muss. Die Vorwerfbarkeit im Sinne 
des Schuldprinzips sei aber nur 
gegenüber natürlichen Personen 
möglich. Zurechnung fremder Schuld 
könne nie eigene Schuld begründen. 
Die Kritiker stützen ihre Ansicht ins-
besondere auch auf das Lissabon-
Urteil des Bundesverfassungsgerichts 
[4]. Danach wird die Schuld als Vor-
aussetzung von Strafe gefordert und 

mit der Eigenverantwortlichkeit des 
Menschen begründet [5]. Fest steht 
auch, dass mit einem solchen Gesetz 
der Aufwand für Ermittlungsarbeit 
und juristischer Aufarbeitung steigen 
würde. Die aktuelle personelle und 
materielle Ausstattung der Ermitt-
lungsbehörden und Gerichte darf als 
bekannt vorausgesetzt werden. Da 
ist die Verfolgung eines einzelnen 
Arztes natürlich wesentlich „preis-
werter“ als die Aufarbeitung von 
Hintergründen und systembedingter 
Rahmenbedingungen ärztlicher Tätig
keit. So ist der Gesetzesentwurf 
auch schnell wieder in die Schublade 
gekommen.

Derzeit bleibt es daher bei der vor-
wiegend „einzeltäterbezogenen zivil
rechtlichen Aufarbeitung“ und den 
begrenzten Möglichkeiten des Ord-
nungswidrigkeitenrechts, wenn bei-
spielsweise der Inhaber eines Be
triebs oder Unternehmens durch 
bestimmte Maßnahmen (Einstellung 
von qualifiziertem Personal, sorgfäl-
tige Auswahl, Bestellung und Über-
wachung von Aufsichtspersonen, 
Schulungsmaßnahmen etc.) straf-
bare Defizite hätte abstellen können. 

Literatur beim Autor

Dr. jur. Alexander Gruner 
Leiter der Rechtsabteilung

Recht und Medizin

500 Ärzteblatt Sachsen 11 / 2017

Ärztliche Zwangs­
maßnahmen 

Neuregelung der Zwangsbehand-
lung und unterbringungsähn-
lichen Maßnahmen im Bürgerli
chen Gesetzbuch (BGB)

Einleitung
Mit Wirkung vom 22. Juli 2017 hat 
der Bundesgesetzgeber die materiel-
len Zulässigkeitsvoraussetzungen 
von ärztlichen Zwangsmaßnahmen 
im Betreuungsrecht des BGB erneut 

neu gefasst. Trotz deutlicher Verbes-
serungen im Hinblick auf Vermei-
dung, verfahrensrechtliche Vorberei-
tung, Legitimation und Durchfüh-
rung der Zwangsbehandlung, die 
bereits mit der Neuregelung von  
§ 1906 BGB zum 26. Februar 2013 
verbunden waren, hielt sich jedoch 
ein bereits in der Ursprungsfassung 
angelegtes Dogma. Danach waren 
Unterbringung des Patienten und 
Durchführung einer Behandlung 
gegen seinen Willen auch weiterhin 
untrennbar miteinander verbunden: 
Die Unterbringung konnte zum 
Zweck der Zwangsbehandlung erfol-
gen. Der zwangsbehandelte Patient 
musste untergebracht sein. Ambu-
lant oder stationär durchgeführte 
Zwangsbehandlungen ohne Unter-
bringung des Patienten waren damit 
gänzlich ausgeschlossen. 

Im Jahr 2016 hatte das Bundesver-
fassungsgericht (BVerfG) erneut Gele
genheit, sich zu dieser Kopplung zu 
äußern. Anlass der Entscheidung war 
eine Richtervorlage des Bundesge-
richtshofes (BGH) [1] in einem Ver-
fahren, in dem eine unter Betreuung 
stehende Patientin an einer schizo
affektiven Psychose litt. Diese wurde 
aufgrund einer Autoimmunerkran-
kung bereits mehrfach medikamen-
tös zwangsbehandelt. Später wurde 
zudem festgestellt, dass die Patien-
tin auch behandlungsbedürftig an 
Brustkrebs erkrankt war. Die danach 
erforderlichen Therapiemaßnahmen 

verweigerte sie jedoch, so dass ihr 
Betreuer erneut eine Unterbringung 
mit anschließender Zwangsbehand-
lung beantragte. Gestützt auf die 
zwischenzeitlich eingetretene Bettlä-
gerigkeit und die fehlenden Flucht-
tendenzen der Patientin lehnten das 
Betreuungsgericht und später die 
Beschwerdeinstanz die Unterbrin-
gung aber als entbehrlich ab: Diese 
sei „nur dann notwendig und damit 
[i.S.v. § 1906 Abs. 1 BGB] erforderlich, 
wenn sich der Betroffene ohne die 
die Freiheit einschränkenden Vorkeh-
rungen der Örtlichkeit räumlich ent-
ziehen kann, also die Möglichkeit der 
Fortbewegung überhaupt besteht. 
Allein aufgrund des entgegenstehen-
den natürlichen Willens des Betroffe-
nen, der sich aber tatsächlich nicht 
aus eigener Kraft räumlich entfernen 
kann, ist eine freiheitsentziehende 
Unterbringung in einem geschlosse-
nen Rahmen nicht notwendig.“ [2] 
Aufgrund der fehlenden Unterbrin-
gung wurde dann konsequenter-
weise auch die beantragte Zwangs-
behandlung der Patientin nicht ge
nehmigt. 

Mit Beschluss vom 26. Juli 2016 
stellte das BVerfG nun fest, dass es 

„gegen die staatliche Schutzpflicht 
aus Art. 2 Abs. 2 Satz 1 GG [ver-
stoße], dass für Betreute, die keinen 
freien Willen bilden können, eine 
medizinisch notwendige Behandlung 
– ungeachtet des Ausmaßes ihrer 
Gefährdung an Leib oder Leben © Depositphotos/sudok1




